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Bei~latt zur Parlamentskorrespondenz 20 Dezember 1953 

( 

D9r Finanzminister zu den jüdischen Forderungen 

A n fra g e b e a n t W .0 r tun g 

Die Ab~. Pro b s tund Genossen haben Ende Oktober d.J. in 

einer Anfrage den Finanzminister gebeten, im Zusammenhang mit Pressemel­

dungen über Verhandlungen zwisohen Vertretern jüdischer Organisationen 

und der österreiohischen Bundesregierung dem Nationalrat Mitteilung über 

die vom jüdisohen Komitee erhobenen Ansprüche und über den Verlauf der Ver­

handlungen mit diesem Komitee zu maohen. 

In der gleiOhe~ Angelegenheit hat bereits Bundeskanzler Ing.Raab 
auf eine Anfrage der !bg.Dr.Kraus und Genossen eine Ant.ort ßrteilt, die 
wir gestern (1. und .2. Beiblatt zur Parlamentskorrespondenz, 1.12~1953) 
veröffentliohten. 

Bundesminister für Finanzen Dr.K ami t z hat nunmehr die Anfrage 

der Abg.Probst und Genossen in ausführlioher Weise beantwortet. Die AusführUn­

gen des Finanzministers haben folgenden Wortlaut: 

Naohdem der .Staat Israel und die jüdisohen Organisationen im Haag 

naoh langen Verhandlungen zu mehreren Vereinbarungen über Wiedergutmaohung 

der vom Nationalsozialismus den Juden zugefügten Sohäden dU roh die 

westdeutsohe Bundesrepublik gelangt waren, wurde in erhöhtem Ausmassdie 

Forderung erhoben, dass" auch österreich ein derartiges Abkommen abschliesst. 

Der Ministerrat hat sich am 22.Juli 1952 naoh einer Mitteilung ... 
über die versuchten Vorsprachen und schriftlichen Eingaben jüdischer Organi­

sa.tionen zur Frage des erblosen jüdischen Vermögens nicht veranlasst gesehen, 

vor Regelung der Fragen des deutschen Eigentumss und des herrenlosen Eige~ 

. tumes im Zusammenhan~ mit dem Staatsvertrag in Verhandlungen mit diesen 

Organisationen einzutrete~ 

Nach einem Bericht des Bundeskanzlers über ein Ersuchen des Europäi­

sohen Direktors des American' Jewish Co~ttoe Zaohariah Shuster und des 

Generalsekretärs der Europäischen AbteilUng des World J~wish Congress 

Dr.S.Rot'h, betreffend d1e Einladung der Vertreter der vier massgebendenWelt­

organisationen gemeinsam mit den Vertretern der Israelitisohen Kultusgemein­

de zu einer Besprechun~ des Fragenkomplex8s der Wiedergutmaohung und Ent­

sohädi~ng für jüdisohe Opfer des Nazismus sowie der Frage dee jüdischen e~b­

lOsen Vermögens in Österreioh, besohloss der Ministerra.t am 9.Septelllber 1952 
die Einsetzung eines Bevamtenk0l!!.! tees, bestehend aus Vertrete.rn des Bundes­

kanzleramtes, der Bundesministerien für Inneres, für Justiz, für soziale 

verwalt~ und für Finanzen »wecks Anhörung der Wünsche der Einschreiter. 
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3.Beiblatt 

Zu dieser Anhörung ~am es jedoch nicht, da die Bundesregierung infol~e 

Wahlvorbereitungen und der Neuwahlen ledigl~ch mit der Fortführung der Ge­

schäfte betra.ut war~ Es wurd e daher bei den ZentralstelIen nur diesbezügli-­

ches Materia.l zusammengestell t e• 

Am l4.April 1953 hat der Ministerrat die Bundesminister für die 

Auswärtigen Angelegenheiten und für Finanzen beauftragv, die im Ministerrats­

beschluss vom 9~Septembor 1952 vorgesehenen Schritte einzuleiten~ Die 

österreiohisohe Vertretunßsbehörde in Washinaton wude angewiesen, den 

jüdisohen Weltoreanisationen mündlich bekanntzugeben, dass die Regierung 

bereit sei, in der zweiten Junihälfte' d"J_ die Wünsche bezüglioh der Prot-

b1emG der glaueensjüdisohen Opfer des Nationalsozialismus in Österreioh 

·entgegenzun~hmen. Di'e zu nominierende Organisation müsse au~orisiert sein, 

als allein berechtigter Vertreter mit bindender Wirkung tm Namen der Be­

troffenen zu sprechen~ 

In Zusammenarbeit der beteiligten Bundesministerien wurden die 

Riohtlinien für diese })esprechungeE. ausgearbeitet. Hierin wurde vor allem 

festgestellt, dass eine Wi.edergutmachungs;;"; oder Reparationspflicht Österreiohs 

nicht in Frage komme; grundsätzlich sei e:i.'nzig und allein das Deutsohe Reioh 

beziehungsweise dessen Rechtsnachfolger wiedergutmachungspflichtig, da es 

auoh die Verfol~g der JUdensohaft angeordnet hat~ Österreioh war zu dieser 
, 

,Z~it Qesetzt und völkerrechtlich handlungsunfähig. Dieser Standpunkt werde 

auch vom Staate Israel anerkannt~ 

Die Zahlung irgendwelcher n.E3d~.:;::~~El_~.ghunß;pb!l_t;:'~ß~ kommt nioht in Be~ 

traoht, weil Österreich niemand .ieschädigt hat und daher zu einer Wiedergut­

maohung nicht verpflichtet ist. Sollten österreichisohe .Staatsbürger sioh an 

derartigen Sehädigungen beteiliet haben, so haben sie dies nich:t-, als 

österreiohische Staatsbüreer, sondern entweder eigenmächtig oder über Auftraa 
, 

der damaligen Machthaber getan.' Soweit sie dabei gegen die bestehenden Gesetze 

gehandelt haben, ist laut österreiohischer Gesetzgebung eine strafgerioht­

liehe Verfolgung sowie zivilreohtliche Sohadenersatzforderun~ m5glioh. 

Aus dem Gesagten ergibt sich, dass die Wünsche und Anregungen der 

jüdischen Delegierten nur darahf geprüft werden könnenl inwieweit sie im 

Rahmen der österreiohisc~en Gesetze erfüllbar sindo In diesem ,Sinne wird 

das Beamtenkomitee bei den Besprechungen im gegebenen Fa1~ Stellung zu 

nehmen haben. 

Der Ministerrat hat am l6~Juni 1953 die Beobachtung diesel' Riohtlinien 

mit der Massgabe besehDossen, dass de~ Vorsitz im Beamtenkomitee das Eundes­

ministerium für Finanzen führt~ 
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4. BeiUatt Beiblatt zur Parlamentskorre~Rondanz 3.Dezember 1953 

Auf die Mitteilung hin~ dass die ~R~eohung~ Mitte Juni beginnen 

könnten, wurde von den 'jüdischen Organisationen selbat der 22. Juni als Be­

ginn in Vorsbhlag gebraoht. Bereits eine Woche früher jedoch fanden,sioh 

Vertreter der Organisationen hier ein, bezeiohneten sich als "High level 

Commi$sion" und suchten Verbindung mit einzelnen Regierungsmitgliedern 

soWie mit dem Herrn Bundespräsidenten. Ferner wurde eine Massenversammlung 

der Wiene~ Juden organisiert, bei der die Vertreter der ausländischen 

. Organisationen betonten, dass es ihnen vor allem auf die .rn~W~~.~..nLtie~ 

~~!Il~!iA'!P.,g ankomme und dass ÖSterreich eine aewisse finanzielle 'Le,istune 

erbri~en müsse. 

Am 20.Juni ~vurde einzelnen Ree1erunasmitaliedern ein Memorandum 

überreicht, demzufolge es sich bei Erfüllung der Forderungen in erster Linie 

, um eine moralisohe Verpflichtung der österraiohisohen Bundesreeierung handle, 
~ , - ! 

die jüdisohen Opfer der.nationalso~ialistisahen Verfo~~ng soweit als mögiich 
für da.s j,hnen angetane Unre.oht und die ' ihnen zugefügten Schäden zu entschä­

diaen. Es han<\le siob nicht um Repara.tionsforderungim irgendwelcher Art, 

sondern 

1) um eine notwendige Verbesse~ und - wo nötig' ~ Umgestaltung 
der schon bestehenden Rückstellungs- und Entschädigungs~ 
gesetzgebund. 

2) um eine globale Kompensa.tion für das erblose und unbeanspruchte 
jüdische V~~ögenaJ.lerArt an das Komitee, welches diese 
Beträge zur Verbesserung der Lebonsbedihgungen und des Loses 
de~ jüdisohen Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung 
österreiohis,oher Herll:unft verwenden werde. 

Die Forderuagen werden unter B~rücksiohtigung der Tragkraft der 
, 

psterreiohisohen Volkswirtschaft gestellt; os kö~ten keine definitiven 

finanziallen Forderungen formuliert, werden, jedoch würde als angemessene, .. 
aber unerlässliche Basis für die Regelung dieser Forderuna eine }ülliarde 

Schilling als Kompensation für das erblose und unbeanapruchte Vermögen be­

tracht,et. Die Belastune, die österreich aUS der erforderlichen Änderung der 

bestehenden Gesetzgebung erwachsen würde, um die drinelichen Ansprüche der 

bis nun unberücksiohtigten Ka.tegorien jüdisoher Opfer zu befriedi~en, wird ... 

, laut Memorandum auf 1 1/2. Milliarden Schilling geschätzt. Ein Teil dieser 
~ ............... ,._ ........ ~ ...... __ ~ .. -. ...... r .. t. . 

Zahlungen müsse unter allen Umständen in ausländisoher Wahr~ zur Verfügung 

gestellt werden, wobei es allerding~ möglich wäre, einen, Teil durch Waren~ 

lieferungen zu deokeh. '~er Wert der nur wirtschaftlichen Verluste, die dem 

österreichischen Judentum durch das nationalsozialistisohe Regime verursacht 
\ 

wurden", wird. in diesem· MlA)randum auf ungefähr 30 Milliarden Sohillin&t ge-
, \ 

sohätzt. 
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Beib~att zur Par1amentß~orrespondenz 2. Dezember 1953 

Naohdem das für die Bespreohungen mit dem Beamtenkomitee 

ausersehene Ex.kutivko~ am 22.Juni vom Bundesminister für die Auswärtigen 

Angelegenheiten und von mir e~fangen worden war - wobei ich die angeführten 

Ziffern als ausserordentlich überhöht bezeichnete ., wurde am 23.Juni 1953 

dem Ministerrat über die Vorsprache der Judenschaft. dIe Uberreichung des 

M$morandums und die Fortführung der Verhandlungen auf »eamtenebene beriohtet. 

Im gleich~ Ministerrat wurden die Regierungsvorlagen über die Ausdehnung 

der Beamtenentschä.di~und der Ha.ftantschädi~g auf eb;emalige 8sterrei-

. ohische Staatsbürger. beschlossen. 

Das Beamtenkomitee hat~e duroh den Ministerratsbeschluss vom l6.Juni 

d~e Richtlinie bekommen, 'W..)rerst die Wünsche der Mitglieder der -Delegation 

e~tgegenzunehmeh, sie sodann zu prüfen und auf ihre Ubereinstimmung mit den 

1~, Österreich geltenden gesetzlichen Bestimmungen !tu Ul'ltersucheno Diese seien 

de~ Mitgliedern der Delegation auch bekanntsuaeben und zu erläutern. Die 

erste Besprechupg des B$.ap1tenkomitees mit den Ve~tretern der jüdisChen Or-

gahisationen fand am 24.Juni sta.tt •.. Der Vertreter des 13undesministeriums für 

Finanzen hat einleitend die österreichische Rechtslage geschildert und ins­

besondere darauf' v~rwiesen, dass österreioh nie einen Schaden angerichtet 

hat, daher auch zu eime» Wiedergutmachung von Sohäden nicht verhalten werden 

kartn~Auch seien keineSWegs, wie es eine gewisse Propaganda slauberlmaohen 
\ 

wollte, allein die tuden verfolgt worden. Das Komttee könne nur die WUnsche· 

entgGgennebmen und die gegenwärtige Rechtslage klären. Die jüdisohen Dele­

gi~rten überreiohten eine Da.rstellung der materiellen Verluste der Juden in 

Österreich, die mit US Dollar 1.188,000.000 geschätzt werden. In diesel" 

Sitzung wurden ledigliCh die allgemeinen Standpunkte prä.zisiert. 

In den folgenden Besprechungen am 25. und 26. Juni wurden die einsel­

nen Punkte des Forderungsprogrammes informativ bes~rochen, wobei in Einzelheiten 

nioht eingegangen wurde; an den folgenden Tagen wurd.en von den Sachverstän" 

digen des Komitees Einzolheiten mit den Referenten der Facmm1nisterien 

. durchbera.ten. 

In der letzten ßemeinsamen Besprechune am 30.Juni wurde von jüdischer 

Seite ein weiteres Memo»a.ndum übel' die Grundlage der Forderangen überreicht, 
-...-....--~....... . ......... -~~.,. 

fel"ner ein Memorandum über das erblose und nicht reklamierte Vermögen und 

eine summarisohe übersicht über die Ansprüche und Vorschläge bezüglich der 

individuellen An~prüohe der jüdisohen Opfer der Naziverfolgungen. 
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60 Beiblatt 

Im Zuge der Verhandlungen ergab sich insbesondere hinsichtlich der 

WUnsohe nach Hilfsmassnahmen für die zurück~ckehrten F'lüchtlinge die Mög­

lichkeit einer Lösune untG;;~ Vermeldu:ag der Schaffung des 'Achten Rüokstellunes­

ges,etzes bezüglich diZlr m6hnrä'l.:lrne, allerdings vlird dieses Gesetz in ve~schärf­

ter Form für Geschäftslokale weit.erhin verll1nc;tQ Anlässlich der Verhandlun­

gen wurden ferner ein Memorandum 'Woer die o:dorderlichen Massnahmen zur 

Linderuns des an Juden in Österreich verübten Unrechtes überreicht, das 

keiBerlei ziffel'runäss:ige Ansätze hatto e 

Im Zuge der BesJ?:r8chun~n haben dj.e Vert,reter der jüdischen Organi­

sationen immer wieder b0ton·t;, dass die von ihnen gel:irJferten Ziffern :nur 

"back eround" ihrer Forderungen und keines'l!ogs als feststehend zu betrachten 

seien, die Leistungen w~en mit der Leistungsfähigkeit Österreichs in 

Übereinstimmung zu brinaeno 

Am 60 Juli überroichte del' Vors i tzendc der jüdisohen Delegation9 

Mister Beckelman, dem Bundesminister für die ~lswärtieen Angelegenheiten 

und mir 'ein Aide memoJ.~, in dem erklärt wird, dass ihm ei:ne Vereinbarung 

mit 15.Juli 1953 vom Herrn'Bundeskanzler in Aussicht gestellt worden 

sei und dass er daher vor diesem Tage doch eine Entsoheidung über die folgenden 

Wünse~e der Judenschaft haben mllsseg 

a) Bekanntgabe 9ines Globalbetrascs, don die österreichische Regierung 
als Entscr~digune der lebenden jüdischen Opfe~ der NaziVerfolgung 
berei tstell't., 

b) AufstellUl1& einos Planes im Einvernehmen mit den jüdisohen 
Delegierten über die Ver-tetlung dieser Summe a.uf die e;inzelnen 
Gebiete der G0?BtzgebungJ 

0) Vorbereitung von Gesetzentwürfen im Einvernehmen mit o.en jüdischen 
Vertretern im Laufe des Jahres 1953 und eheste Einbringung 
als Regierungsvorlagenim Parlament 1 

d) Bereitstellung einer entsprGohend!;';::1, Summe als Ablöse für das 
erblose Vermögen nach Juden in österreich, mag dieses Vermögen 
noch feststel1b~r sein oder nicht i 

e) :gestimmung eines IDoi traumes,' :~mnerha.l b dessen diese Zahlungen 
eeleis'tet sein sollen .. 

In einem B2,:rj.~~~:t; __ ~~~~tL14j:!!!,f!lt~~~ vom 90 Juli 1953 habe ioh nach 

Sohilderung der Vorgesohichte darauf hingewics':m, dass trotz Klarlegung der 

l,5sterreiehis$lhen Verhältnisse in der ersten B(~sprechung a.m 24"oJuni der be­

~~c;m4er~n, österr~ichisch~~_LS2egq kein~Je.2ltnu;g,Lg~:t~il~_vrorde8 Insbesondere 

wurde in keiner Weise bedacht, dass Österreich schon auf Grund seiner Ver~ 

fassung keine Sond'ergesetze ~r, einzelne Teile der Bevölkerung ,schaffen kann. 

Für die ,österreichische:l Gesetze ist es gloichgtil tig, ob jemand als 
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7~BGiblatt Boiblatt zur Parlamentßkorrespondenz 20 Deznunber 19-53 ----- . . ~-,-......-

Glaubensjude, als Geltunesjude oder aus anderen als rassisohen Motiven 

vertol:;!t worden ist, Daher sind die aneeführ~on Ziffern als Berechnune für 

die Österreich treffendon Belastungen vollkoLllilen ungeeienetv Bei den Be­

sprechungen wurde allerdings festgestellt, uass ein,Teil der Uünsche b~Teits 

auf Grund' der bestehenden' österreichisohen Gesetze erfüllt weraen kann, 

ein anderer auf Grund der in2fli'M.:.s,chen vom Parlament 'behnnde'l ten Re~ierunes­

vorlaeen beZiehungsweise Initiativ~träee. Ein weiterer ~eil kann durch 

Änderune bestehender Gesetze erfüll~ werden, indem die Opfer politischer 

VerfolBUhe den Krieesopfern cleicheestell t i7Grden, wie dies ja bereits bei 

den K:rieeseräbern (siehe J3undeeeeB~tz vom 7~ Juli 1948~ BGB1..,Nr" 175) der Fall 

ist. Äuoh,Massnahmen der WOhn\.mesfürsorge,können sohon auf Grund der eelten-
J ' , 

den Gesetze ereriffen werdeno 

Unannehmbar allerdings soheint für die 6sterreiohische Regierung die 
, 

Scha.ffung vo~ Massna.hmen, duroh die reine SC)1;adeners~ eewährt vlÜrden" Es 

könnte nur,eine individuelle Fürsoree für ehemalige österreichische Staats­

bürzer in Betracht gezogen werden, die sioh gecenwärtig in Not befinden. Es 

muss aber festgehalten ~erden, dass ÖsterrGich selbst während der Zeit seiner 

Besetzunß keine Soliäden angeriohtet ha.t, daher nioht zu .einem Sohadenersatz, 

heransezoeen werden kann, für gesetzliche oder sonsti~e obriekeitliche Mass­

na.hmen bat vielmehr da.s DQutsohe Reioh bez,iehuneswe1se de:r Staat aufzukommen, 

der ale Reohtsnachfole;$r zu betrachten ist. Raben Personen, weu';her Staats­

bürgerschaft" immer, eeGen die damals eel tanden Gesetze', Verfolguneshandlunl,ten 

gesetzt~ ,so sind diese Personen naoh den eeltenden österreiohisohen Gesetzen 

\' strafrechtlioh und ziVil.reohtlich'9"erantwortlich beziehunel!;lweise haftbar. 

Wenn naoh Mitteilune c1er jüdischen Dele,gierten Deutschland anläss.lich des Ab­

schlusses des Ha.aser Vertraeswerkes die Ansicht" vertreten hat, dass die Ver­

pfliohtuD€ zur Sohadensautmaohung vom österreiohischen Staat zu tragen ~s,t, 

so kann dies die österreichisohe Regierung in keiner Weise binden4 Sie kann 

sich jedooh bereit erklären, bei der Deutsohen Eeeierung den Standpunkt 

zu vertreten, dass diese Handlungen von Deutschlancf~ertreten sind und dass 

von diesem eine Entsohädieung an die Judensohaft zu zahlen ist. 

Wenn z~r Begründung dieser Forderuneen darauf hingewiesen wird, dass 

eine mo~a.liosche Verpflichtung österreiohs sioh daraus ereebe~ dass dieses 

. nioht in der Lage gewesen sei, seine Stal;l.tsbüreer vor lKisshanclluneen zu 

,ohi1tzen, so könnte~~wohl dara\1f verwiesen worden~ dass Öst"3xre:i.ch im Vertra.uen 

auf seine Miteliedsohaftbeim Völkerbunde die masse'3bendsn Gross~ächte im 
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8.Beiblatt Beiblatt zur Parlamentskorrespondenz -----_. -- . ~.,.,.-~~----
21) Dezember 1953 

Frühjahr 1938 zur Gewährung von Schutz und Hilfe aufgefordert hat, dass aber 

dieser Appellnungehört verhallt ist und dass in kürzester Zeit nach der deut­

schen Besetzung Ös'terreichs die diplomatisohen Vortretungen aus österreich 

formell zurückgezogen wurden .. , ';B 

Wenn endlich von der jüdisohen Delegation darauf, 

hineewies~n wurde, dass es sich hier um'eine .Art Elementarkatastrophe 

geha.ndelt hat und dass hier internationale Hilfsmassnahmen erforderlich 

sind, ähnlich jener anlässlichder Hochwasserkatastrophen in Italien und 

in den Niederlandeh,so muss österreichischergcits erklärt werdeno dass 

Österreioh solohe Hilfsmassnahmep nicht allein treffen ka~~, zumal wir durch 

die Kriegsmassnahmen und imsbesondera durch die Besetzung schwerstens ge­

sohädigt worden sind, sodass auch der Hinweis der Bereicherung von Österreiohs 

Wirtsohaft durch 9,ie deutsohe Besetzung ins Leere eeh"b" 

Das Verlangen naoh Bekanntgabe einer Summe, di.e für individuelle 
--....-..=-:~--.._.. • --- ..... .... --=--~~..;.. 

Ma.ssna.hmen zur VerfUaune steht, ist .~ wie schon oben erwähnt ... nicht durch-

führbar, weil eine nur für Glaubensjuden geschaffene Massnahme den Bestimmun~ 

gen der Verfassung widersprechen würde und die Gefahr besteht, dass die Re­

gierunewegen Verfassunasbruches zur Rechenschaftg~zoeen wird.~ Im Hinblick 

auf die Bestimmungen der Geschäftsordnung des Nationalrate~, derzufolge der 

Antrag auf eesetzliche Massnahme auch Vorschläge für die Bedeckung enthalten 

muss, ist es erforderlioh, sich über den Aufw8.-1'ld, der aus etwaigen gesetzliohen 
, 

~!a.ssnahmen entstehen 'Iivürde, ein Bild zu machen .. Die,sbezüglich wurden Erhebungen 
, . 

eingeleitet, insbesondere das Statistische Zentral amt ersucht, die Ziffern an 

Hand des vorhandene-n Volkszählungsmaterials zu überprüfeno 

Es kann jetzt schon gesagt werdenp dass in den Ziffern der 

jüdisohen Delegierten Doppelberechnungen z~J3~ dadurch enthalten sind, dass 
~ __ ""'_""",""'-4<.'''''''''''''~'~~ __ ' .•.... ..4;~ 

für abhanden eekommene Vermögen einerseits individuelle Entschädieungen Ver­

langt werden, andererseits aber aus dem gleiohen Titel Forderungen mit der Be~ 

ßrundung gestellt wurden, dass durch die Belas'Sung dieser Vermögen, die'nioht 
\ 

mehr feststellbar sind, die österreichische Volkswirtschaft bereichert ersoheine~ 

VQllig un~~lUl~!~9~~ erscheint die Forderung auf Bezahlung einer 

Blobalabl,öse für das, s.ofte~~~E,t~_~~rblp_~" (richtie "nioht reklamierte").'Y:~öf;i.~" 

Dieses ist derzeit noch nicht feststell ba:r, \"reil die Rückstellungsfristen, 
, . 

insbesondere für das Dr.mtte !Rückstellungsgeset~ noch nicht abgelaufen sind und 

ausserdem zahlreiches Vermögen deswegen noch nicht zur Rückstellu~e begehrt 

r werden konnte, weil das 3t.; und das 4'3 Rückstellun.gsanspruchsgesetz parlament~ 
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rieoh noohnicht erleuiet sindQ D~~aus erklärt sich auch der zur Zeit. immer-
'; ,. 

noch verhäl tnismässi.e hohe Stand des noch nicht zur Rückatel1une besehrten 

Vermöllans, . d.er mit über 300 lli11ionen Schil1ine zu beziffern ist",M.i t der 

Sohaffunedes 3. und 4. Rückst~11unesanspruchse(3setzes wUrde dieser Betrag . . 
wesentlich.zurüokgehen. Auaserdem ist noch zu bedenken, dass die Rückstellung 

gegen Aus.foletune der Gecenleistung zu .arfolecn hat, sodass kaum mehr als 

20 bis 25 Millionen Schilling für die "Sanunelstelle entzogener Vermöeen ll 

übriebleiben dürften. Nur das auf Grund des Ersten Rückstellunesgesetzes 

rückzustellende Vermöeen kann ~uch ex lege der Sammelstelle zukomm8n1 während 
zu 

das nach dem Dri tten Rückstel1ungsges~tz ri.iol1'stellendo - das in de:'c Zwischenzeit 
• \ • I 

vOn Privaten erworbene .... erst nach Durohführung eine..s gerichtliohen Rückstellungs'" 

verfahrens der Sammelstelle zukommen kann. Jedi3nfallsaber müssten dies(~ 

Rückstel1ungsanspJ:'Üche :von einer vom Staate unabhängigen Stelle g,estell t w;erden. 

Da.ss Österreich von dem entzogenen Vermögens welches nicht :t'echtzeitie 

rekla.miert worden ist, nichts haben will, 'hat es schon im Entvvurf des 

5. Rückstell'\lnesanspruchs{!esetzes a~zeigt, da'!' besaet;: dass die Rückstellungs­

ansprüohe auf jene entzoeenen Vermögen, die nicht reohtzeitig zur Rüokstellung 

beantragt worden sind,· von e:iner "Sammelstelle entzogener Ve:rmögen" erhoben 

werden solleno 

Wä.hrend der Basp:t'echungen habE>n im Bundeskanzleramt ~. Auswärtige 

Anee:legenhei ten Vertret~:t" der arabischen St.aate.!! vorgesprochen u.nd darauf hin­

gewiesen, dass eine Reeelune ähnlich jener in Deutsohland!, wonachJ0,.o Sr:.<.i:' 

Israel Leistungen ZUkämen, von arabischer Seite nicht ruhig hingenommen werden 

kö~te. Österreiohischersents wurde darauf ti!J~"Wiessn, dass dsr :i.sraelisohe 

Aussenminister Moshe Sharet selbst an1ässlioh d~r Unterzeichnung d8s sogenannten 

Haager Vertraeswerkes im September 1952 erklärt hat, dass eine DeutscijlanX 

a.na.loge Regelune für Österreich nicht in FrlJ,eekäme~ 

Am l4a Juli 1953 besohloss der Ministerrat, die Oreanisationen vorerst 

zur Vorla.ge von Schätzungen für daß erblose Vermögen aufzufordern.. Im gleiohen 
_-':-'~""'~----~""~'''\_''',-''~.>\jo'''''''''''''~'';''''',,,_.,._,---,-,,,,,-,,,,,,,, 

Ministerrat wurde eine Resolution der We1 tallilluz des ci1ristlichen Jud8ntums 

zur Kenntnis aebraoht, die ~on\dessen Exekuti~komitee überreicht worden war. 

Auoh seitens einer Reihe anderer Organisation-3n, so seitens des Amerika.nischen 

KZ-Verbandes, seitens der SchweiZerischen Zentralstelle für Flüchtlin&shil:t'o 

sowie mehre~er anderer in- und ausländische:r Organisa.tionen wu:r'de die Regierung 

darauf aufmerksam gemaoht, da.ss sie sich koin8swees d1txch die in Wien weilenden 

Vertreter ausländische:r jüdischer Organisationen ve~trGt0n fühlen und gegen 

dieses Vefltretungsmonopol protestierenö Die katholische Kirche ha.t sich mehrmals 
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im gleichen Sinne geäussert. Anch sind noch s~äter zahlreiche Zuschriften 

Privater eingela.n::zt, in denen immer wieder darauf aufmerksam gemacht wird, 

4~~ zahlreiche Personen ve~lgt worden seien, die nicht der jüdischen Religion 

8Jl~eb.areni ja nicht etnmal Juden im Sinne der Nürnberger Gesetze WIf!1'en. 

Am 15.Juli überreichte l~ster Beokelman den EntwUrf eines 

&emeinB~n Kommuniq~~~ das nach ents~rechenden Modifikationen.am 28.Juli 

in den Wiener Tageszeitungen publiziert wurde und folgenden Wortlaut hatte: .-. 

• ' "Die BespreohUJ;lßen, die seitens der österreiohisohen Bundesregierung 
~.: . 
in den letzten Noohen mit Vertretern jüdischer Brganisationen geführt 

, 

worden waren, ha.ben beretts in ihrem ersten Stadium zu gewissen 

positiSven Resultaten geführt. 

Vor allem vmrde österreiohisoherseits festgestelltjdass die 

österreiohisohe Gesetzgebu~ keinerlei Untersohiedbez~glich der 

Staatsbürger'sohaft und des Wohnortes der Rückstellungswerber JQacht, . 

was ansoheinend im Auslande' noch nicht genügend bekannt ist. Weiters 

wurde seitens derösterreichischen Regierung 'das Prinzip festge­

stellt, dass in der Gesetzgebune, betreffend Entschädigung für Opfer 

der nationalsozialistisohen Besetzung Österreichs, kein Untersohied 

zwischenösterremohischen Staatsbürgern und anderen Personen gemaoht 

werden soll, gleiohgültig, ob diese im In- oder Auslande ihren WOhn~ 

si~z haben. Diese Vermeidung e1nerDiskriminierung 1st bereits in den 

Ges~tzen, die in den letzten Taeen parlamentarisch vera.bschiedet 

worden sind und BeamtanentsohädigunD' sowie Entsohädigung für Frein ", 

entziehung betrafen, prinzipiell z~m Ausdruoke gebracht werden. 

Einer IrIrung bedürfen noch die Fraßen des unbeanspruohten 

(einschliesslich des erblosen) entzogenen Vermögens der Opfer des 

Na.tionalsozialismus, das im Interesse der betreffenden 'Uberlebenden 

Opfer verwendet wGrde~ sollo 

We~en des Beginnes der Sommerferien vVlll'de 

a.n .der seitens der österreichisohen Regi~r~ 

der Aussenminister ~nd der Finanzminister und 

i~ .einer ~esprechung, 
. , 

der B~desk~ler, 

seitens der jüdischen 

Organis~tionen d~r Präsident des ~omitGes für jüdische Ansprüche an 

ÖstelTeich, Dr~liJ'ahumGola:Illann, und der Leiter der jüdischen Verhand ... 

lunBBdelegation, ;a:e;-rM:oses BeoltGlman, teilnahmen, vereinbart, dass 

. Experten von beiden Se.i ten die Besprechungen fortsetzen so~len, ~lie 

zu einer I<lä.rUng der Bewertung der nicht beanspruohten (erblosen) 
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jüdisohen entzoßenen Vermögen führen solleno In der ersten Hälfte 

~eptember sollen dann die Bespreohungen wieder aufgenommen werden, um' 

die restliohen aUfgewor.fenen, noch nicht geregelten Fragen behandeln 

und klären zU könnenQ " 

Vor ihrer Abreise haben die einzelnen Vertreter' noch wegen Lieferuna 

von Daten vorgesproohen und solche in Aussicht gestellt~ jedooh sind diese 

Daten nie vorgelegt worden. Die Beßchaffunc stösst insoferne auf Schwieri~ 

kelten, als das Material der letzten Volkszählungen bei Vornahme einer neuen 

Volkszählung stets verniohtet wird~ 

Am l7.September fand eine Unterredung zwischen Dr.Goldmann und , T_~ 

dem Herrn Bundeskanzler, am 30.September eine Unterredung zwischen Mister 

Bteokelma.nn, dem Vizekanzler und mir statt. Bei dieser gab ioh die Versicheruna 

ab" dass dia österreiohisohe Regierung keine. ,Diskrimini~rung hinsiohtlioh 

aer' Gesetzgebune zueunsten der Verfolgten wünsohe und dass sie bereit sei, 

'erfo~derlioha diesbezüGliohe Schritte mit den Saohverständigen der jüdisohen 

Organisationen zu besprechen., Ents clilidiaunes ansprüche 'für Juwelen, Gold, Ba.nk-
-

guthaben und ähnliche Vermögenschaften könnt on, wohl nicht eegen Österreich 

gerichtet werden, d~ sioh dieses Vermögen nioht in österreioh befindet. Eine 

je~elunll der Frage des erblosen Vermögens sei sehr schwierig, da zahlreiohe 

'andere Interessenten aleichfalls Ansprüche stollen, was mir bei meinem Aufent­

halt in Amerika wieder vor Augen geführt wor~en sefu~ 

Hinsiohtlioh der Beschaffung von Wohnraum sei die Regierung ~ereit; 

ihr Mögliohstes zu tun, So könnte im Rahmen der zeltenden .Gesetze erblosesYar­

möean diesem Zwecke dienstbar gemacht werden. Hinsiohtlich Hausrat und Wohnunga­

einriohtung bestehe die Jl.bsicht, auch die ausserhalb wohnenden Personen in 

gleicher Weise zu behandeln wie jene in Österreioh wohnhaften Personen, die. 

Bomdanschäden oder ander~ Schäden erlitten haben. 

lvIister Beckelnmn beerusste die Erkiliäruneen hinsiohtlioh des Grund­

satzes dar Niohtdiskriminierune und verlana'te ,Entsohädieuns- für Hausrat und 

Wohnungseinriohtungen. BC3i aller Anerkennuna: der Sohwierigkeiten bezüC!lioh 

Schmuck, Bankguthaben und ähnlichen Vermögensohaftan sprach Mistel' Beokelman 

dan Wunsj)h aus, dass diesbezüglioh eine Vereinbarung zwisohen der österrei­

chisohen und dar deutsohen Rellierung einC3 möeliohe Lösung bräohte u Er regte an, 

dass österreich einen diesb~züeliohen Vorschuss gewähre. Die diesbezügliohen 
, 

Fragen sollten noch zwischen den Fachmännorn beraten werden und es solle ge .... 

traohtet werden, Daten aus den österre1ohi.schonArchiven Z'U findon,) Hinsioht-
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:Beib.;t,a.tt Ziur Parla.mentsk~respondenz 2. Dezember 1953 

l10h des erblosen Vermögens würden die jüdisohen Organisationen eine Lösung .. ---:"'"' .. ' .~--._--_._---
da.r1~ sehen, daes eine globalsumme ~n 300 Mill~onen S9~~!~ß. als Zeiohen 

de~ österreichischen Ernstes und guten Willens zugestanden werde. Beckelman 

verwies darauf, dass in l~betracht dessen, dass so viel nioht mehr fest­

ste~lbares j~di~ehes' Vel'mögen von den Juden zurückgelassen worden sei, dieser 

Aptrae als ein Mlmimurn betrachtet werden müsse~ Hinsichtlich der übri~~n 

I~tereseenten bestehe ja kein Anstand, dass auch ihnen ein ähnlioher Fonds 

zur Verfügung gestellt werde. Ich verwies auf die zu gewärtigenden zahlrei-. 

ehen Forderungen anderer Opfer ~es Nationalsozialismus. Das Y9~.~d~~Jt_ 

erblose Vermögen, das zur Verfügung gestellt ~erden könne, dürfte wohl .. ~_._-~-.. ---_ .. _. ---.----- . 

, ka.um.1E:!~;'. als 20 bis 25 lli~_:i:.~p~~ch_!~line betragen, wohingegen Mister 
'BeC)kelman mei,nte, dass sich aus dem Dritten mtilikstellungsgesetz ein 'Betrag 

von 90 bis 110 Millionen Schilling ergeben dürfte. Ich entgegnete, da.ss bei 

diesen Beträsen wohl die Lasten, insbesondere die seinerzeit gezahlten . 
Gegebeleistungen nicht berücksichtigt seien. 

Mister Beo~elman wies sodann auf folßende noch ungeregelte Fragen: 

a) Die österreichische Regierung stimmt überein.. dass eine -
Ungleichheit in den Restitutionsgesetzen zum Naohteil über­
lebender Opfer beseitigt werden soll, 

b) für die zerstörten Synagogen und Devotionalien, für die Wieder­
herstellung und Erhaltung der entweihten Fri~dhöfe. fiU' die 
Wohlra~tsp~ege der Israelitisohen Kultusgemeinden seien 
keine Entschädigungen gegebe~worden, 

el viele zehntausende Büoher aus jüdischen privaten und öffentl:ich0~~ 
Bibliotheken seien noch im Besitze österreion1scher Bibliotheken 
und öffentlicher Institute. 

Sehliesslich verwies ],fister Beckel'man auf die Notwf\lndigkei t der Be­

sohaffun~ von Wohnraum. 

'Ober,einstimmend wurde festeestell t.. dass Besprechungen der Faohleu~e 

zu einem gedeihliohen Ergebnis führen dürften. 

Die Sa.chverständigen der jüdischen Organisationen sindb1sher nioht in 

in Wien e1neetrof~en. Hingegen hat Dr.G()ldIIlann mit einem Radiogramm. vom 

6.0ktober dem Herrn Bundeskanzler neuerlich die Forderung auf 300 Millionen 
, , : . . , . ,. . \ . . . 

Sohilline ttUe e~blQsEB VeJ:'Illögen wiederholt 'I,lnd, insofer~e k:einaakzepts..ble 
, ' ' 

~e.B1s ~e+unden s~i, die 11:öeliohkeit einer For~Gführun~ der Besprechunsen ver­

ne1nt. In seinem Antwortschreiben hat der Herr Bundeskanzler neuerlioh den 

~ta.ndpwtkt Oste;reichs präzisiert und darauf hingewiesen, dass VQrschlf,tge 

. !pur Fort~etz~g der ,Bespreohungen er\vartet würden. 

.JII!II' ....... .. 

.. 
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